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// Im Blickpunkth

Das Unternehmensteuerreformgesetz 2008 f�hrt u.a. zu dem Effekt, dass bei der gewerbesteuerpflichtigen Ver�ußerung

von Mitunternehmeranteilen immer noch Gewerbesteuer auf Gewerbesteuer zu zahlen ist. Ob dies außerbilanziell oder

innerhalb des Jahresabschlusses zu korrigieren ist, ist nach wie vor nicht eindeutig gekl�rt. Der Gesetzgeber ist zur Pr�zi-

sierung aufgerufen. Auch sollte erwogen werden, gesetzlich eine Verlagerung der Gewerbesteuerpflicht auf den Ver�uße-

rer vorzunehmen (vgl. dazu im Einzelnen Berendt/Arjes/Jeziorski, BB 2008, 1993 in dieser Ausgabe).

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Bei Verdacht einer Steuerstraftat muss

Finanzbeh�rde ihre Kenntnisse ohne

eigene Pr�fung an die Strafverfolgungs-

beh�rden weiterleiten

Mit Beschluss vom 14.7.2008 – VII B 92/08 – hat

der BFH klar gestellt, dass die Finanzbeh�rde bei

Verdacht einer Steuerstraftat zur Weiterleitung

ihrer Erkenntnisse an die Strafverfolgungsbeh�r-

den verpflichtet ist, ohne selbst den Verdacht zu

pr�fen. Die Mitteilungspflicht entsteht bereits

beim Anfangsverdacht, also bei zureichenden

tats�chlichen Anhaltspunkten, und nicht erst bei

hinreichendem Tatverdacht. Denn es w�re un-

sinnig, die Mitteilung von einem Verdachtsgrad

abh�ngig zu machen, der nach der Strafprozess-

ordnung erst f�r die Anklageerhebung und die

Er�ffnung des Hauptverfahrens erforderlich ist.

Mit der Mitteilung soll der Staatsanwaltschaft

gerade die Pr�fung erm�glicht werden, ob ein

Ermittlungsverfahren einzuleiten ist.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-1983-1
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BFH: Grunderwerbsteuer bei Grundst�cks-

ver�ußerung durch Personengesellschaft an

Gesellschafter und dessen Ehefrau

Ver�ußert eine aus drei Gesellschaftern be-

stehende Personengesellschaft ein im Gesell-

schaftsverm�gen befindliches Grundst�ck an ei-

nen ihrer Gesellschafter und dessen Ehefrau zu

je h�lftigem Miteigentum, wird die Grunder-

werbsteuer des Gesellschafters nur nach 1/3 der

auf seinen Erwerb entfallenden Gegenleistung

berechnet. Ist Bemessungsgrundlage der Grund-

besitzwert, bedeutet dies eine Steuerberech-

nung nach 1/6 des Werts des ganzen Grund-

st�cks.

Da die (urspr�ngliche) verm�gensm�ßige Betei-

ligung des Gesellschafters am Grundst�ck in sei-

nem Miteigentumsanteil fortbesteht und damit

der Gedanke des Fortbestehens der verm�gens-

m�ßigen Beteiligung am Grundst�ck „ver-

braucht“ ist, kann der Ehefrau keine Steuerbe-

freiung gew�hrt werden (Urteil vom 11.6.2008 –

II R 58/06).

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1983-2
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BFH: Zum Verh�ltnis Betriebsausgaben/

Werbungskosten bei unterschiedlichen

Eink�nften

Erzielt ein Steuerpflichtiger sowohl Einnahmen

aus selbstst�ndiger als auch nichtselbstst�ndi-

ger Arbeit, sind die durch diese T�tigkeiten ver-

anlassten Aufwendungen den jeweiligen Ein-

kunftsarten – ggf. durch im Sch�tzwege vorzu-

nehmende Aufteilungen der Aufwendungen –

als Werbungskosten oder Betriebsausgaben zu-

zuordnen.

Sind die Werbungskosten niedriger als der Ar-

beitnehmer-Pauschbetrag, ist dieser dennoch in

voller H�he anzusetzen (so der BFH im Urteil

vom 10.6.2008 – VIII R 76/05).

Der Steuerpflichtige kann keine beliebige Be-

stimmung treffen.

Neben dem Arbeitnehmer-Pauschbetrag kann

er nicht s�mtliche Aufwendungen als Betriebs-

ausgabe geltend machen.
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FG Berlin-Brandenburg: Wirtschaftspresse

steuerlich nicht absetzbar

Mit Urteil vom 29.4.2008 – 6 K 1567/04 – hat

das FG Berlin-Brandenburg mit einer seit 25 Jah-

ren bestehenden BFH-Rechtsprechung gebro-

chen: Der Bezug von Wirtschaftszeitungen wie

das „Handelsblatt“ oder „Frankfurter Allgemeine

Zeitung“ kann nach Auffassung des FG steuer-

lich nicht mehr abgesetzt werden. Zwar konzen-

trierten sich die Inhalte auf die Wirtschaftsbe-

richtserstattung, aber die Presseorgane enthiel-

ten auch Sport, Feuilleton und allgemein politi-

sche Themen. Daher seien die Kosten f�r den

Bezug zu den Aufwendungen f�r die private Le-

bensf�hrung zu rechnen, die steuerlich nicht be-

r�cksichtigt werden d�rfen.

Die anders lautende BFH-Rechtsprechung trage

den ver�nderten Inhalten der Zeitungen nicht

mehr Rechnung.

Ebenso urteilte das Hessische FG f�r den Bezug

der FAZ durch einen angestellten Steuerberater

(Urteil vom 8.5.2008 – 13 K 3379/07).
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Verwaltungsanweisung
OFD Rheinland: Dauerdefizit�re T�tigkeit

einer Eigengesellschaft einer juristischen

Person des �ffentlichen Rechts

Der BFH hat f�r derartige F�lle eine verdeckte

Gewinnaussch�ttung angenommen (BFH,

22.8.2007 – I R 32/06, BB 2007, 2440, BB 2008,

263). Dazu hat das BMF einen Nichtanwen-

dungserlass ver�ffentlicht (BMF, 7.12.2007 – IV B

7 – S 2706/07/0011, BStBl. 2007 I, 905). Das gilt

der OFD Rheinland (Verf�gung vom 21.8.2008 –

S 2742 – 1013 – St 134 –) zufolge auch f�r F�lle,

in denen eine Eigengesellschaft eine Verlustt�-

tigkeit der Tr�gerk�rperschaft �bernimmt, ohne

sonst eine weitere T�tigkeit auszu�ben, und bei

der Besteuerung von Betrieben gewerblicher Art

(BgA).

In der Praxis haben sich viele Fragen ergeben,

zu denen die OFD Stellung genommen und da-

bei folgende Fallvarianten herausgebildet hat:

Verluste einer Eigengesellschaft ohne weitere

gewinnbringende T�tigkeit, Verluste eines BgA

ohne weitere gewinnbringende T�tigkeit, steu-

erlicher Querverbund (Zusammenfassung be-

stimmter Betriebe) und Zusammenfassung von

Gewinn- und Verlustt�tigkeiten außerhalb des

Querverbunds.

VolltextdesSchr.: // BB-ONLINE BBL2008-1983-5

unterwww.betriebs-berater.de

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: RA StB Dr. Stefan Behrens, Frankfurt a.M.; Dipl.-Kfm. StB Oliver D�rfler, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG
M�nchena. D.;Dipl.-Kffr. StBinMartinaOrtmann-Babel, Stuttgart;Dr. J�rgenSchmidt-Troje, Pr�sident des FGK�ln, K�ln;Prof.Dr.RomanSeer, Bochum;StBDr.AndreasS�ffing, Frankfurt a.M.;
Dr. Roland Wacker, Richter amBFH,M�nchen;Dipl.-Kfm.StBLarsZipfel, Stuttgart

Die Woche im Steuerrecht

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               1 / 1

http://www.tcpdf.org

